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Uber die Verfolgung und Bestrafung der Kriegs- und 
Naziverbrecher in den beiden deutschen Staaten

In der Deutschen Demokratischen Republik ist das 
Vermächtnis der Völker, die in der Anti-Hitler-Koali
tion gegen Faschismus und Krieg gekämpft haben 
und deren Wille im Potsdamer Abkommen seinen 
völkerrechtlichen Niederschlag gefunden hatte, er
füllt. Imperialismus, Militarismus und Kriegshetze 
sind mit der Wurzel beseitigt. Die sozialistische Deut
sche Demokratische Republik schützt und bewahrt 
den Frieden. Der Friede ist ihr elementarstes Gesetz. 
Darin liegt ihr Recht begründet, als souveräner Staat 
im Interesse und im Namen der deutschen Nation zu 
sprechen.

(Aus den Thesen zum 15. Jahrestag der DDR)

In seiner von der gesamten Weltöffentlichkeit beachte
ten Erklärung vor der Volkskammer am 1. September 
1S64 aus Anlaß des 25. Jahrestages des Ausbruchs des 
zweiten Weltkrieges und des 50. Jahrestages des Aus
bruchs des ersten Weltkrieges hat der Vorsitzende des 
Staatsrates der DDR, Walter U l b r i c h t ,  erneut den 
unbeugsamen Willen unseres Arbeiter-und-Bauern- 
Staates zum Frieden dokumentiert. Er hat die Verant
wortung des deutschen Imperialismus und Militarismus 
für die zwei Weltkriege nachgewiesen und darlegt, daß 
in 'Westdeutschland die unheilvolle Vergangenheit bis 
heute noch nicht bewältigt, sondern im Gegenteil ein 
neuer Kriegsherd entstanden ist. Angesichts dieser un
widerlegbaren Tatsache hat Walter Ulbricht gefordert: 

..Zunächst und vor allem anderen muß sichergestellt 
werden, daß weder in unserer Zeit noch in der 

• Zukunft ein Krieg von deutschem Boden ausgehen 
' kann.“1

Das setzt voraus, daß die Schuldigen an zwei Weltkrie
gen, die heute noch in Westdeutschland in den Auf
sichtsräten der Monopole und Banken, in Ministerien 
und anderen Behörden, in Gerichtshöfen und in den 
Stäben der Bundeswehr sitzen, in Übereinstimmung 
mit den geltenden Normen des Völkerrechts aus ihren 
Ämtern entfernt und für ihre Verbrechen entsprechend 
dem Grad ihrer Verantwortung und Schuld bestraft 
werden.
In diesem Zusammenhang kommt dem in der Volks
kammertagung am 1. Sepember 1964 verabschiedeten 
Gesetz über die Nichtverjährung von Nazi- und Kriegs
verbrechen besondere Bedeutung zu2. Mit diesem Gesetz 
hat unsere Oberste Volksvertretung erneut bewiesen, 
daß auf deutschem Boden allein die DDR die völker
rechtlichen Verpflichtungen erfüllt, die Schande der 
Menschenverachtung vom deutschen Namen wäscht und 
damit die Würde der Nation und die Interessen des 
Friedens der Welt wahrt.
Demgegenüber hat der westdeutsche Bundestag in 
keiner Weise der Wiederkehr des Jahrestages der bei
den Weltkriege gedacht. Darüber hinaus hat die west
deutsche Bundesregierung gerade in diesem Jahr wie
derholt zum Ausdrude gebracht, daß nach dem 8. Mai 
1965 alle Nazi verbrechen, auch die allerschwersten, ver
jährt sein sollen. Es werden sogar Forderungen nach 
einer Generalamnestie für alle Nazi- und Kriegsver
brecher erhoben.
1 7. Sitzung der Volkskammer der DDR am 1. September 1964, 
Sozialistische Demokratie Nr. 36 vom 4. September 1964, Bei
lage S. 2.
2 Vgl. den Auszug aus der Begründung des Gesetzes durch 
den Minister der Justiz, Dr. Hilde Benjamin, in NJ 1964 
S. 545 ff.

Diese ungeheuerlichen Tatsachen haben die Öffentlich
keit des In- und Auslandes alarmiert. Mehr denn je 
wird in der Welt darauf geachtet, ob Recht und Rechts
pflege mit dem geltenden Völkerrecht, insbesondere 
mit den Vereinbarungen der Anti-Hitler-Koalition, 
übereinstimmen, ob Demokratie, wahre Gerechtigkeit 
und Menschenwürde gewährleistet sind und ob Recht 
und Rechtspflege dem Streben unseres Volkes nach 
Verständigung und nach einem deutschen Friedens
staat dienen.

Die Erfüllung der völkerrechtlichen Pflicht der DDR 
zur Verfolgung der Kriegs- und Naziverbrechen
Die Rechtspflege in der DDR ist in voller Übereinstim
mung mit den für Deutschland geltenden Völkerrechts- 
noimen, vor allem dem Potsdamer Abkommen und 
seinen Ausführungsbestimmungen gestaltet worden. In 
Realisierung des Kontrollratsgesetzes Nr. 4 vom 30 Ok
tober 1945 wurden auf dem „Territorium der DDR alle 
aktiven Mitglieder der Nazipartei und alle anderen 
Personen, die an der Strafrechtspflege des Hitler-Re
gimes aktiv teilgenommen haben, aus allen öffentlichen 
Ämtern entfernt und nie wieder zugelassen. Kein ein
ziger heute amtierender Richter oder Staatsanwalt der 
DDR gehörte vor 1945 der NSDAP an oder war in der 
Strafjustiz des Naziregimes tätig. Bis zum Jahre 1950 
ist auf dem Territorium der heutigen DDR die Amts
entfernung und Bestrafung der Nazi- und Kriegsver
brecher im wesentlichen abgeschlossen worden. Es gibt 
im Bereich der Justiz, der Polizei, der Armee, der 
Volksbildung oder in sonst einem Zweig des Staats
apparates der DDR keinen einzigen Mitarbeiter, der 
in der Nazizeit eine führende Rolle spielte oder gar 
belastet wäre. Die Amtsentfernung und Bestrafung ge
schah nicht nur in Erfüllung der Deutschland auferleg
ten völkerrechtlichen Pflichten, sondern auch aus einem 
echten Bedürfnis der hier herrschenden neuen anti
faschistisch-demokratischen Kräfte.
Die prominenten Naziverbrecher, die die Initiative zu 
den Verbrechen gegen die Menschlichkeit und den 
Kriegsverbrechen in den zentralen faschistischen Reichs
behörden durch Ausarbeitung, Erlaß, Kommentierung 
oder Durchführung von Gesetzen, Anordnungen und 
Befehlen ergriffen hatten, setzten sich rechtzeitig nach 
Westdeutschland ab, weil sie wußten, daß im Osten 
Deutschlands Faschismus und Militarismus konsequent 
ausgemerzt werden. In Durchführung des „Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse früherer Angehöriger 
des öffentlichen Dienstes“ von 1951 — sog. 131er Ge
setz — wurden den aufs schwerste belasteten Beamten 
des faschistischen Staates Tür und Tor für viele ein
flußreiche Funktionen im westdeutschen Staats- und 
Justizapparat wieder geöffnet.
Die sog. Traditionskompanie des faschistischen Reichs
gerichts setzte sich von Leipzig nach Karlsruhe ab, 
darunter der spätere Generalbundesanwalt Frankel. Die 
übrigen Blutjuristen Hitlers folgten ihnen, so z. B. die 
faschistischen Sonderrichter aus Rostock, darunter die 
schwerbelasteten Dr. Prinz, Schlodtmann und Löllke, 
die in die Hamburger Justiz übernommen wurden. Die 
Mmisterialbeamten aus dem Innenministerium Himm
lers, darunter Medicus, Ehrensberger, Hubrich, Feld
scher, Eckelberg, von Essen, Friedrich Hoffmann, mit 
dem langjährigen Adenauer-Intimus Globke an der 
Spitze, betrieben großenteils erfolgreich ihre Wieder-
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